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Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
(16. Ausschuss)

zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung
– Drucksache 14/3341, Nr. 2.17 –

Weißbuch zur Umwelthaftung
KOM (00) 66 endg.; Ratsdok. 06230/00

A. Problem

In dem Weißbuch der Kommission werden mehrere Möglichkeiten untersucht,
wie ein EG-Umwelthaftungssystem ausgestaltet werden kann, um die Anwen-
dung der Umweltgrundsätze des EG-Vertrags sowie die Umsetzung der ge-
meinschaftlichen Umweltgesetzgebung zu verbessern und eine ausreichende
Sanierung der Umwelt sicherzustellen.

B. Lösung

In Kenntnis des Weißbuchs Annahme einer Entschließung, in der die Bundesre-
gierung u. a. gebeten wird, bei den weiteren Verhandlungen zu einem EU-wei-
ten Umwelthaftungssystem eine Reihe von näher bezeichneten Punkten (darun-
ter u. a. Wahrung des Standards des deutschen Umwelthaftungsgesetzes für die
Anlagen-Gefährdungshaftung) zu berücksichtigen und den Umweltausschuss
des Deutschen Bundestages zeitnah über den Fortgang der Verhandlungen auf
europäischer Ebene zu unterrichten.

Mehrheitsentscheidung

C. Alternativen

Keine

D. Kosten

Wurden nicht erörtert.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschließen,

in Kenntnis des Weißbuchs zur Umwelthaftung der Europäischen Kommission,
KOM (00) 66 endg.; Ratsdok. 06230/00 (Anlage) folgende Entschließung an-
zunehmen:

I. Der Deutsche Bundestag begrüßt das Weißbuch der Kommission zur Um-
welthaftung als eine gute Diskussionsgrundlage für die künftige Ausgestal-
tung des Umwelthaftungsrechts in Europa.

Es kann bei einheitlichen Wettbewerbsbedingungen die Möglichkeit schaf-
fen, den Umweltschutz und hier besonders den Schutz der biologischen Viel-
falt zu stärken, gerade auch in Fällen, in denen die menschliche Gesundheit
oder persönliches Eigentum nicht direkt betroffen sind. Das Instrument eines
EU-weiten Umwelthaftungssystems bietet die Chance, die zwei wichtigen
Grundsätze Verursacherprinzip und Vorsorgeprinzip weiter aufzuwerten, zu
konkretisieren und damit das Prinzip der Eigenverantwortung zu stärken.

II. Die Kommission hat das Europäische Parlament, den Rat, den Wirtschafts-
und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen sowie alle Beteiligten
gebeten, bis zum 1. Juli 2000 eine Stellungnahme abzugeben. Derzeit wird
noch diskutiert, ob die Inhalte des Weißbuches die Grundlage für die Formu-
lierung einer Rahmenrichtlinie bilden sollen. Der Deutsche Bundestag bittet
die Bundesregierung, bei den weiteren Beratungen zum Weißbuch zur Um-
welthaftung folgende Punkte zu berücksichtigen:

1. Das Instrument eines EG-weiten Umwelthaftungssystems bietet bei allen
Schwierigkeiten gute Chancen, den Umweltschutz in Europa jenseits des
traditionellen Ordnungsrechts zu stärken. Daher spricht sich der Deutsche
Bundestag dafür aus, eine entsprechende Rahmenrichtlinie zu erarbeiten.
Das Subsidiaritätsprinzip ist dabei zu beachten.

2. Der Deutsche Bundestag bittet die Bundesregierung, bei den weiteren Ver-
handlungen darauf zu achten, dass der Standard des deutschen Umwelt-
haftungsgesetzes für die Anlagen-Gefährdungshaftung gewahrt bleibt
bzw. weiterentwickelt wird. Eine hinter das in Deutschland Erreichte zu-
rückfallende Rahmenrichtlinie wäre nicht akzeptabel.

3. Nach Auffassung der Kommission soll eine Gefährdungshaftung für sol-
che Aktivitäten vorgesehen werden, die unter die EG-Umweltschutzvor-
schriften fallen. Der Deutsche Bundestag bittet die Bundesregierung, bei
den weiteren Verhandlungen aus Gründen der Rechtssicherheit auf eine
Konkretisierung der unter eine EG-Rahmenrichtlinie fallenden Aktivitä-
ten hinzuwirken.

4. Bei der Haftung für Schäden an der biologischen Vielfalt beschränkt sich
der potentielle Geltungsbereich im Weißbuch der Kommission auf Natura
– 2000 – Gebiete. Es besteht Klärungsbedarf hinsichtlich der haftungs-
rechtlichen Behandlungen von entsprechenden Schäden außerhalb von
Gebieten im Anwendungsbereich der FFH- und Vogelschutz-Richtlinien.

5. Die Anstrengungen für eine genaue Definition der biologischen Vielfalt
und – bei allen ethischen Bedenken – monetären Bewertung der biologi-
schen Vielfalt bzw. von Schäden an derselben müssen intensiviert werden.
In diese Diskussion ist insbesondere auch die Versicherungswirtschaft
einzubeziehen. Die ökonomischen Auswirkungen sind gesondert zu prü-
fen. In diesem Zusammenhang ist auch zu prüfen, inwieweit das Instru-
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ment der umweltökonomischen Gesamtrechnung beim Statistischen Bun-
desamt gestärkt und ausgebaut werden kann.

III. Der Deutsche Bundestag bittet die Bundesregierung, dem Umweltausschuss
des Bundestages über die Stellungnahme der Bundesregierung und darüber
hinaus über den Fortgang der Verhandlungen auf europäischer Ebene zeitnah
zu berichten.

IV. In Deutschland existiert seit Ende 1990 das Umwelthaftungsgesetz. Als äu-
ßerst problematisch hat sich jedoch die Erstellung einer nationalen Verord-
nung für die Regelung der Deckungsvorsorge herausgestellt. Der Deutsche
Bundestag bittet die Bundesregierung, dem Umweltausschuss des Deutschen
Bundestages über den Stand und die Schwierigkeiten bei der Erarbeitung
einer entsprechenden Verordnung (§§ 19, 20 UmweltHG, § 36 GenTG) zu be-
richten.

Berlin, den 5. Juli 2000

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit

Christoph Matschie
Vorsitzender

Petra Bierwirth
Berichterstatterin

Dr. Peter Paziorek
Berichterstatter

Winfried Hermann
Berichterstatter

Birgit Homburger
Berichterstatterin

Eva-Maria Bulling-Schröter
Berichterstatterin
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Bericht der Abgeordneten Petra Bierwirth, Dr. Peter Paziorek, Winfried Hermann,
Birgit Homburger und Eva-Maria Bulling-Schröter

I.

Das Weißbuch zur Umwelthaftung der Kommission der Eu-
ropäischen Gemeinschaften – KOM (00) 66 endg.; Ratsdok.
06230/00 (Anlage) – wurde mit Drucksache 14/3341, Nr.
2.17 vom 12. Mai 2000 zur federführenden Beratung an den
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
und zur Mitberatung an den Rechtsausschuss, den Haus-
haltsausschuss, den Ausschuss für Wirtschaft und Techno-
logie und den Ausschuss für die Angelegenheiten der Euro-
päischen Union überwiesen. Der Ausschuss für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten hat sich gutachtlich an den Be-
ratungen beteiligt.

Alle mitberatenden bzw. gutachtlich tätigen Ausschüsse ha-
ben empfohlen, die Vorlage zur Kenntnis zu nehmen. Der
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union
hat zusätzlich mit den Stimmen der Fraktionen SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU und der F.D.P. bei Stimmenthaltung
der Fraktion der PDS empfohlen, den in der Beschlussemp-
fehlung wiedergegebenen Entschließungsantrag anzuneh-
men.

II.

In dem Weißbuch zur Umwelthaftung der Kommission der
Europäischen Gemeinschaften werden mehrere Möglich-
keiten untersucht, wie ein EG-Umwelthaftungssystem aus-
gestaltet werden kann, um die Anwendung der Umwelt-
grundsätze des EG-Vertrags sowie die Umsetzung der
gemeinschaftlichen Umweltgesetzgebung zu verbessern
und eine ausreichende Sanierung der Umwelt sicherzustel-
len. Als geeignetste Lösung wird schließlich eine Rahmen-
richtlinie bezeichnet, in der eine verschuldensunabhängige
Haftung für Schäden infolge gefährlicher, Gemeinschafts-
regelungen unterliegender Tätigkeiten sowohl für Umwelt-
schäden als auch Schäden im herkömmlichen Sinne sowie
eine verschuldensabhängige Haftung für Schädigungen der
biologischen Vielfalt infolge von ungefährlichen Aktivitä-
ten festgelegt werden. Einzelheiten einer solchen Rahmen-
richtlinie müssten im Rahmen von Konsultationen weiter
präzisiert werden.

III.

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit hat das Weißbuch zur Umwelthaftung der Europäischen
Kommission in seiner Sitzung am 5. Juli 2000 beraten.

Von Seiten der Fraktion der SPD wurde ausgeführt, für eine
Umwelthaftung gebe es auf EU-Ebene bislang keine Rege-
lung. Im deutschen Recht seien die die Umwelthaftung kon-
kretisierenden Bestimmungen in verschiedenen Gesetzen zu
finden. Allerdings werde die Schädigung von Personen und
Waren nur berücksichtigt, wenn eine persönliche Betroffen-
heit nachgewiesen werde. Auch sei abschließend festgelegt,

für welche Anlagen eine Umwelthaftung übernommen
werde.

Im vorliegenden Weißbuch würden nun mehrere Möglich-
keiten untersucht, wie ein EG-Umwelthaftungssystem aus-
gestaltet werden könne. Man begrüße die Position der Kom-
mission, die Umwelthaftung in der EU einheitlich mit einer
Rahmenrichtlinie zu regeln. Bei der nun beginnenden Dis-
kussion sei eine Reihe von Dingen zu beachten. Sie habe
man in einem Entschließungsantrag (siehe Beschlussemp-
fehlung) näher beschrieben. Ergänzend bitte man darum,
dass der Umweltausschuss des Deutschen Bundestages zeit-
nah über den Fortgang der Verhandlungen auf europäischer
Ebene unterrichtet werde.

Von Seiten der Fraktion der CDU/CSU wurde vorgetragen,
grundsätzlich unterstütze man die Absicht, EU-weit das
Umwelthaftungsrecht zu harmonisieren, da sich dadurch
einheitliche Wettbewerbsbedingungen herstellen ließen.
Andererseits enthalte der vom Weißbuch vorgeschlagene
Rahmen für ein gemeinschaftliches Umwelthaftungssystem
viele Problemfelder, die noch einer vertieften Diskussion
zuzuführen seien. Ungeklärt sei beispielsweise, ob das Sub-
sidiaritätsprinzip ausreichend beachtet worden sei und ob
auf Grund der angestellten Überlegungen nicht weitere
Rechtsbestimmungen der EG geändert werden müssten, so
dass es zu einer schleichenden Kompetenzerweiterung
komme. Weiter sei darauf hinzuweisen, dass in Deutschland
die Umwelthaftung beim Wasser handlungsbezogen, im Im-
missionsschutzrecht aber grundsätzlich anlagenbezogen sei,
während im Weißbuch nun von allen Aktivitäten, die ge-
fährlich seien, die Rede sei. Es sei zu befürchten, dass ein
solch allgemeiner Begriff Spielraum für weitgehende Inter-
pretationen mit nicht absehbaren Folgen gebe. Das Weiß-
buch führe auch Überlegungen auf, bei Schadensfällen, die
durch den normalen Betrieb einer genehmigten Anlage ent-
stünden, die Haftung nur zu 50 % dem Betreiber, zu den an-
deren 50 % aber dem Staat zuzuordnen. Gegen eine solche
Staatshaftung habe man sich in Deutschland immer ge-
wehrt, da Leitlinie des deutschen Umweltrechts das Verur-
sacherprinzip sei. Ein weiterer kritischer Punkt betreffe die
im Weißbuch angesprochene rückwirkende Geltung der
Haftung bei Altlasten, die sich so in deutsches Recht nicht
übertragen lasse. Schließlich werde durch das Weißbuch
auch noch die Frage der Beweislastumkehr in den Raum ge-
stellt. Der vorgelegte Entschließungsantrag spreche diese
Probleme nicht an, sondern komme zu einer weitgehend po-
sitiven Bewertung dieser Vorlage. Daher könne man ihm
nicht zustimmen, fordere aber die Bundesregierung auf, die
weiteren Verhandlungen zur Umwelthaftung auf europäi-
scher Ebene insbesondere unter Berücksichtigung der deut-
schen Rechtstradition zu führen.

Von Seiten der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
wurde darauf hingewiesen, in den Weißbüchern der Europä-
ischen Kommission werde zu bestimmten Themenberei-
chen eine Problemdarstellung gegeben, die auch durch ver-
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schiedene Vorschläge ergänzt werde. Solchen Überlegungen
lasse sich natürlich insgesamt nicht zustimmen. In dem ei-
genen Entschließungsantrag begrüße man das vorliegende
Weißbuch deshalb als gute Diskussionsgrundlage für die
künftige Ausgestaltung des Umwelthaftungsrechts in Eu-
ropa und gebe Leitlinien vor, in welche Richtung die Bun-
desregierung dieses Projekt bei den weiteren Verhandlungen
vorantreiben solle. Für wichtig halte man, dass es nun eine
europäische Regelung in Form einer Richtlinie geben solle,
da dadurch das Vorsorge- und Verursacherprinzip gestärkt
werde, ohne dass weiter in den verschiedensten Bereichen
neues Ordnungsrecht geschaffen werden müsse. Das Weiß-
buch selbst weise auf eine Vielzahl zu klärender Fragen hin.
Dies habe man auch in dem eigenen Entschließungsantrag
aufgegriffen. So bestehe u. a. Klärungsbedarf hinsichtlich
der haftungsrechtlichen Behandlung von Schäden an der
biologischen Vielfalt außerhalb von Gebieten im Anwen-
dungsbereich der FFH- und der Vogelschutz-Richtlinie.
Außerdem wolle man festhalten, dass mit der europäischen
Regelung nicht deutsche Regelungen qualitativ unterschrit-
ten würden. Schließlich richte man in dem Entschließungs-
antrag an die Bundesregierung die Bitte, den Umweltaus-
schuss weiter über den Fortgang der Verhandlungen auf
europäischer Ebene zu unterrichten und insbesondere darzu-
legen, welche Schwierigkeiten es bei der Erstellung einer
nationalen Verordnung für die Regelung der Deckungs-
vorsorge auf der Basis des seit 1991 geltenden Umwelt-
haftungsgesetzes gebe.

Von Seiten der Fraktion der F.D.P. wurde festgestellt, der
von den Koalitionsfraktionen vorgelegte Entschließungsan-
trag (siehe Beschlussempfehlung) sei vom Grundtenor her
sehr positiv gefasst, so dass man sich ihm angesichts der
vielen offenen Fragen nicht anschließen könne. Unklar
bleibe beispielsweise auch, was unter der in Ziffer II.2. auf-
geführten Weiterentwicklung des deutschen Umwelthaf-
tungsgesetzes für die Anlagen-Gefährdungshaftung verstan-
den werde. Ohne nähere Hinweise, was wirklich gebraucht
werde, könne man auch der in Ziffer II.5. erhobenen Forde-
rung nach Ausweitung der umweltökonomischen Gesamt-
rechnung nicht zustimmen, da dies möglicherweise zusätzli-
che Erhebungen bedeute, die insbesondere die kleinen und
mittleren Unternehmen zusätzlich belasteten.

Von Seiten der Fraktion der PDS wurde festgestellt, man
werde dem vorgelegten Entschließungsantrag (siehe Be-
schlussempfehlung) zustimmen. Insbesondere die unter Zif-
fer IV. angesprochene Regelung der Deckungsvorsorge sei
gerade auch im Zusammenhang mit den Atomkraftwerken
intensiv zu diskutieren. Von der Versicherungswirtschaft
werde z.T. behauptet, dass bestimmte umweltrelevante Ver-
fahren nicht versichert werden könnten, da die entsprechen-
den Berechnungsgrundlagen fehlten.

Der Ausschuss beschloss mit den Stimmen der Fraktionen
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen die
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P., dem
Deutschen Bundestag zu empfehlen, in Kenntnis des Weiß-
buchs der Kommission (siehe Anlage) die in der Beschluss-
empfehlung wiedergegebene Entschließung anzunehmen.

Berlin, den 19. September 2000

Petra Bierwirth
Berichterstatterin

Dr. Peter Paziorek
Berichterstatter

Winfried Hermann
Berichterstatter

Birgit Homburger
Berichterstatterin

Eva-Maria Bulling-Schröter
Berichterstatterin
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Anlage 1
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